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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 
1014 WIEN, Postfach 100 

Bei Beantwortung bitte angeben 

Zahl: 76 008/23-IvI11/92/r. 

Entwurf eines Bundesgesetzes 

betreffend das Fernmeldewesen 

(Fernmeldegesetz 19 9 3) 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

10 17 W i e  n 

Wien, am 9 .  Jänner 19 9 3  

Referent: Leimer 

Kl.: 240 3 
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" -.I. .. " ......... �4.1.l. .. ':f.. .... " .. ,.GE/19 ... r. .. f: !0at1Jm: 1 1. JAN. 1993 
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Das Bundesministerium für Inneres übermittelt in der Anlage 

25 Ablichtungen seiner Stellungnahme zu dem vom Bundesmini­

sterium für öffentliche Wirtschaft mit Rundschreiben vom 

2. Oktober 199 2, Zl 122960/III- 25 /92, versendeten Entwurf 

eines Bundesgesetzes betreffend das Fernmeldewesen (Fernmelde­

gesetz 19 9 3) mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

25 Beilagen 

Für den Bundesminister: 

Szymanski 
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• 
REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM FüR INNERES 
1014 WIEN, Postfach 100 

Bei Beantwortung bitte angeben 

Zahl: 7 6  008/23- IV /11/ 9 2/L 

Entwurf eines Bundesgesetzes 

betreffend das Fernmeldewesen 

(Fernmeldegesetz 19 9 3) 

An das 
Bundesministerium für öffent­
liche Wirtschaft und Verkehr 
Generaldirektion für die 
Post- und Telegraphenverwaltung 

Postgasse 8 
1011 W i e  n 

zu Zl 122960/111- 25/92 

Wien, am 9 .  Jänner 19 9 3  

Referent: Leirner 

Klo: 2403 

Das Bundesministerium für Inneres nimmt zum Entwurf eines 

Fernrneldegesetzes 19 9 3  wie folgt Stellung: 

Im Grundsätzlichen: 

1. Der Aufbau des Gesetzesentwurfes, das Verhältnis der 

einzelnen Bestimmungen zueinander und die daraus orien­

tierte Rangfolge der Normen sowie die vorgeschlagenen 

Untergliederungen der Abschni tte des Novellierungs­

vorhabens und einzelne Überschriften scheinen verbesse­

rungsfähig zu sein und sollten einer Überprüfung unter­

zogen werden; so erschiene es etwa zweckmäßig, die grund­

sätzlichen rechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung und 

zum Betrieb von Fernmeldeanlagen vor die Bestimmung über 

die mißbräuchliche Verwendung zu setzen oder die Befugnis 

nach § 32 Abs 3 des Entwurfes im 4. Abschnitt zu veran­

kern. 
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2. Im Hinblick auf die Bemühungen des Bundesministeriurns für 

Inneres zur Entlastung der Sicherheitsexekutive von nicht 

unmittelbar sicherheitsbezogenen Vollzugsaufgaben wird -

unbeschadet der geltenden Rechtslage - ersucht, die Mit­

wirkung der Organe des öffentlichen Sicherhe.itsd.ienstes 

einzuschränken; eine Verpflichtung, die Uberwachungsbe­

fugni.sse der den Fernmeldebehörden und ihren Organen über 

deren Ersuchen zu sichern, müßte - wie in anderen Ver­

waltungsmaterien (z.B.: S 27 Abs 3 des AusläDderbeschä.f­

tigungsgesetzes) - zur Erreichung des gewünschten Zieles 

ausreichen. Soweit eine darüber hinausgehende Mitwirkung 

von Sicherheitsbehörden oder ihren Organen zur Vollzie­

hung des Fernmeldegesetzes für erforderlich erachtet 

wird, erscheint die Durchführung einer Besprecllung auf 

Beamtenebene unerläßlich. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfes.: 

Zu § 2: 

Die Wendung "alle geeigneten Maßnahmen" in Abs 1 erscheint im 

Hinblick auf Art 18 Abs 1 B-VG als zu unbestimmt. 

In Abs 2 Z 1 werden einige der in Art 10 Abs 2 MRK aufge­

zählten öffentlichen Interessen angeführt, andere aber nicht. 

Der Grund dafür ist nicht ersichtlich. Ebensowenig er gründlich 

ist die Wortfolge "oder gegen die Gesetze verstößt" im Zusam­

menhang mit dem Einleitungshalbsatz des Abs 2 Z 1, weil eine 

Einschränkung des nach Art 10 Abs 1 MRK verfassungsgesetzlich 

gewährleisteten Rechts jedenfalls einer gesetzlichen Grundlage 

bedarf; darüberhinaus erweckt die vorgeschlagene Formulierung 

den unrichtigen Eindruck, daß für die öffentliche Ordnung und 

Sicherheit oder die Sittlichkeit gefährdende Nachrichtenüber­

mittlungen keine gesetzlichen Vorschriften bestünden. 

Das Verhältnis der Z 1 bis 4 des Abs 2 zueinander sollte einer 

grundlegenden Überprüfung unterzogen werden; eine Nachrichten­

übermittlung trotz bestehender Geheimhaltungspflicht ist etwa 

unter mehrere Ziffern subsumierbar. 
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Zu § 3: 

Anstelle des allgemeinen Verweises auf Art lOa des Staats­

grundgesetzes sollte - in zeitgemäßer Form - besser gleich der 

Inhalt dieser Norm unter ausdrücklichem Hinweis auf die 

§§ 149 a und 149 b StPO wiedergegeben werden. 

Zu § 9 :. 

Als bewilligungsfreie Fernmeldeanlagen sollten auch jene An­

lagen gelten, die ausschließlich für die Besorgung der Sicher­

heitsverwaltung errichtet und betrieben werden; dies erscheint 

erforderlich, da etwa bei sicherheitspolizeilichen Sofortmaß­

nahmen fernmeldetechnische Anlagen (z.B Fernsprech-Sonder­

systeme mit Verbindung ins öffentliche Fernsprech - bzw. ins 

ressorteigene Funknetz , sonstige Sondersysteme ) mi tunter 

sofort und damit ohne vorherige Befassung der Fernmeldebehörde 

zu errichten sind. 

Ebenso bedeutsam wäre auch die Bewi 1 li gungs f reiheit von 

fernmeldetechnischen Pr obebe tr i eben , insbesondere von Probe­

betrieben zur Verbesserung der Funkversorgung im Bereich des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes. 

Es wird angeregt, die geltende Regelung über das vereinfachte 

Bewilligungsverfahren für bewegliche (in Fahrzeuge eingebaute) 

und tragbare Funkanlagen, welche mit Erlaß des Bundesministe­

riums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, Generaldirektion 

für die Post- und Telegraphenverwaltung vom 16. 5 .  19 86, 

Zl. 21264/11I- 21/86, getroffen wurde, in das neue Fernmelde­

gesetz aufzunehmen. 

Aus legistischer Sicht ist darauf hinzuweisen, daß der in den 

Z 1 bis 7 des Abs 1 jeweils wiederkehrende Begriff "Fernmel­

deanlagen" nicht erforderlich wäre, wenn der Einleitungshalb­

satz der Bestimmung wie folgt lauten würde: 
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'1 § 9. ( 1) Fernmeldeanlagen können, sofern sie nicht mi t 

anderen verbunden sind, ohne Bewilligung errichtet und be­

trieben werden, wenn sie 

1. 

2. 11 

Zu § 13: 

Im Hinblick auf den bescheidenen normativen Aussagegehalt 

sollte der erste Satz des Abs 1 entfallen. Statt dessen könnte 

davon gesprochen werden, daß udie Bewilligung mit Auflagen zu 

erteilen ist, sofern • • .  n und daran der zweite Satz der Be­

stimmung angefügt werden. 

Zu den §§ 16 und 18: 

Es wird zur Überlegung gestellt, die Umschreibung von Fern.,... 

meldediensten und von öffentlichen und reservierten Fernmelde­

diensten in § 1 des Entwurfes auszuweisen. 

Zu § 22: 

Der vorgeschlagene Abs 3 räumt den Organen des Fernmeldebüros 

ein Betretungsrecht nur dann ein, wenn die Gewißheit besteht, 

daß sich an einem bestimmten Ort Fernmeldeanlagen oder Teile 

davon befinden; diese Befugnis erstreckt sich offensichtlich 

nicht auf jene Fälle, in denen Erhebungen tunlich scheinen, ob 

sich an einem gewissen Ort Fernmeldeanlagen befinden, zu deren 

Betrieb gegebenenfalls eine Bewilligung erforderlich wäre. Für 

die Zulässigkei t einer Durchsuchung von Räumen auf das Vor­

handensein solcher Anlagen bedürfte es außerdem einer Norm, 

die mit dem zum Eingriff in das Gesetz vom 27. Oktober 1862, 

RGB1 .Nr. 8, zum Schutze des Hausrechts Grundrecht ermächtigt; 

die in § 32 Abs 3 enthaltene Befugnis zur Vornahme von Haus-
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durchsuchungen gibt für diese Fälle keine taugliche Rechts­

grundlage ab, da nicht auf eine Verdachtlage/ sondern auf das 

Vorliegen einer strafbaren Handlung, also auf Gewißheit, 

abgestellt wird. 

Darüberhinaus sollte die Bestimmung wie folgt ergänzt werden: 

"Ausgenommen von dieser Bestimmung sind Fernmeldeanlagen des 

öffentlichen Sicherhei tsdienstes,. wenn dies aus besonderen 

Geheimhaltungsgründen erforderlicb ist." 

Zu § 23 Abs. 1:" 

Es wird folgende Ergänzung angeregt: 

"Sollte die Störung durch eine Fernme,ldeanlag.e des öffentli­

chen Sicherbeitsdienstes verursacht werden, sind die notwendi­

gen Maßnahmen im Einvernehmen mit den zuständigen Organen des 

öffentlichen Sicberbeitsdienstes zu treffen, wobei insbesonde­

re der Einsatzzweck der Fernmeldeanlage des öffentlichen Si­

cherheitsdienstes zu berücksichtigen ist. " 

Zu § 24 Abs. 1: 

Diese Bestimmung sollte wie folgt ergänzt werden: 

"Von dieser Bestimmung sind Fernmeldeanlagen des öffentlichen 

Siche.rheitsdienstes ausgenommen." 

Zu den §§ 28 und 32: 

Gegen eine Assistenzleistungsverpflichtung von Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes in dem von § 28 Abs 2 er­

faßten Vmfang bestehen keine Einwände; hiezu wird eine an § 27 

Abs 3 Ausländerbeschäftigungsgesetz angelehnte Formulierung 

vorgeschlagen, die samt Überschrift wie folgt lauten könnte: 

"Mitwirkung durch Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes 

§ 28. Die Organe des öffentlicben Sicherheitsdienstes haben 
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den Fernmeldebüros und ihren Organen über deren Ersuchen zur 

Sicherung der Ausübung der Überwachungsbefugnisse im Rahmen 

ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten�'. 

Eine dieses Ausmaß überschreitende Mitwirkungsverpflichtung 

der Sicherheitsexekutive, wie sie in § 28 Abs 1, insbesondere 

aber in § 32 Abs 3 des Entwurfes vorgeschlagen wird (Zustän­

digkeit der Sicherheitsbehörden zur Anordnung von Haus- und 

personendurchsuchungen)
, 

lehnt das Bundesministerium für 

Inneres allerdings ab; hiezu ist zunächst daran zu erinnern, 

daß der Bundesminister für Inneres mit Entschließung des 

Nationalrates vom 16. März 19 89 , E 110-NR/XVII. GP., ersucht 

wurde, im Einvernehmen mit der Bundesregierung darauf hinzu­

wirken , daß die Heranziehung der Sicherhei tsexekuti ve durch 

Bundes- und Landesgesetze nur im Rahmen der Sicherhei tsvor­

sorge, außerhalb dieser jedoch nur in solchen Angelegenheiten 

erfolgt, die mit ihren eigentlichen Sicherheitsaufgaben 

vergleichbar sind. Eine solche artfremde Tätigkeit würde etwa 

die Einvernahme von Personen in ferruneldegesetzlichen Verwal­

tungsverfahren bilden. 

Die Zuständigkeit der Sicherheitsbehörden zur Anordnung von 

Haus- und Personendurchsuchungen ist vorwiegend aus systema­

tischen und verwaltungsökonomischen Gesichtspunkten abzuleh­

nen, wenngleich die Bestimmung geltendes Recht darstellt. Den 

Sicherheitsbehörden kommt - zurecht - keinerlei Zuständigkeit 

zur Einleitung und Durchführung fernme.ldegesetzlicher Verwal­

tungsstrafverfahren zu; es erscheint daher auch keineswegs 

zweckmäßig, die Sicherheitsbehörden nur zum Zwecke der Anord­

nung einer Haus- oder Personsdurchsuchung "zwischenzuschal­

ten". Der Vollständigkeit halber ist hinzuzufügen, daß eine 

solche Maßnahme im Hinblick auf § 3 des Gesetzes zum Schutze 

des Hausrechts auch gar nicht erforderlich ist. 

Im Hinblick auf § 32 Abs 3 des Entwur fes wird darüberhinaus 

angeregt, die Voraussetzungen für die Erlassung der Anordnung 

dezidierter auszuweisen. Hinsichtlich ergänzender Ver�ahrens­

bestimmungen für Hausdurchsuchungen (Verhältnismäßigkeits-
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grundsatz, Schonungsprinzip , schriftliche Ermächtigung, vor­

ausgehende Vernehmung, Beiziehung des Inhabers der Räumlich­

kei t, Bescheinigung über die Durchführung sowie über vorge­

fundene und beschlagnahmte Gegenstände etc.) wird auf die 

§§ 2, 3 und 6 des Gesetzes zum Schutze des Hausrechtes, die 

§§ 140 bis 142 StPO und die §§ 29 und 39 Abs 4 Sicherheits­

polizeigesetz hingewiesen. 

Es wird gebeten, die bei der Erledigung eingetretene Verzöge­

rung zu entschuldigen. Dem Präsidium des Nationalrates wurden 

unter einem 25 Ablichtungen der Stellungnahme übermittelt. 

Fnr die Richtigkeit 
der A�rtigung: 

Für den Bundesminister: 

Szymanski 
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